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das Bundesverfassungsgericht hat in seinem
b erühmten Urteil zum Out-of-Area-Einsatz der
Bundeswehr vom 1 2 . Juli 1 9 9 4 expre ssis verbis kei-
ne Notwendigkeit gesehen, diesen näher zu b e-
stimmen . D er Verteidigungsbegriff bleibt daher of-
fen für eine weit gefasste Auslegung üb er den enge-
ren Kontext der Lande s- und Bündnisverteidigung
hinau s .

Innerhalb der Systematik des Grundgesetze s ge-
winnt er seinen inhaltlichen Rahmen unter an-
derem in Art. 2 4 (Sicherheitssystem) und Art. 2 5
(Völkerrecht als Bunde srecht) . D emzufolge um-
fasst Verteidigung nach Art. 87 a GG heutzutage alle
in der S atzung der Vereinten Nationen gemäß Kap .
VII und Art. 5 1 vorgesehenen M aßnahmen .

Allerdings − und das ist der springende Punkt −
lässt sich hieraus eb en keinerlei Legitimation für
die Wehrpflicht ableiten, weil die se nach Art. 1 2 a
GG gebunden ist an den Verteidigungsfall, sprich
die Landes- und Bündnisverteidigung. Vom
zwangsrekrutierten » Staatsbürger in Uniform« , der
D eutschland und die NATO-Verbündeten tapfer
verteidigen muss , führt kein verfassungskonfor-
mer Weg zur Dienstverpflichtung eines »Weltbür-
gers in Uniform« im UNO-Rahmen .

Entlarvend freilich ist die Wortwahl der b eken-
nenden Wehrpflicht-Junkies vom »optimalen Auf-
stellen« der Bundeswehr. Diese neolib erale Sprech-
blase in einem Kontext zwangsweiser Ausb eutung
der Arb eitsleistung junger Männer zu militäri-
schen Zwecken p asst ins B ild einer Ge sellschaft, in
der Arb eitnehmer schlechthin zum Freiwild eine s
immer enthemmter agierenden Raubtierkapitalis-
mus degradiert werden − wob ei b ekanntlich die
Geno ssen den B o ssen die Steigbügel halten . So b e-
trachtet wäre das sture Fe sthalten am militärischen
Zwangsdienst gerade auch in den Reihen der SPD
durchaus konsequent zu nennen .

Jürgen Rose ist Diplo m-Pädagoge und Berufsoffi-

zier der Bundeswehr im Range eines Oberstleu t-

nan ts. Als »Staa tsbürger in Un iform« n imm t er m it

diesem Beitrag sein Grundrech t a uf freie Mei-

n ungsä ußerung wahr, a uch (und gerade) wenn

sich diese Mein ung n ich t m it der der politisch en

und m ilitärischen Führung der Bundeswehr de-

cken dürfte.

Die Zentralstelle für Recht und Schutz der
Kriegsdienstverweigerer aus Gewissens-
gründen ist eine gemeinsame Einrichtung
von 27 Organisationen − darunter der Ver-
söhnungsbund und die DFG-VK − und setzt
sich seit Jahren für die Abschaffung der
Wehrpflicht ein. Zu den zwei Mal j ährlich
stattfindenden Mitgliederversammlungen
legt der Vorstand j eweils ausführliche Berich-
te vor, in denen er die politische Entwicklung
bezüglich Wehrpflicht, Kriegsdienstverwei-
gerung und Zivildienst analysiert, bewertet
und und aus seiner Sicht Perspektiven und
Handlungsoptionen benennt. Die letzte Mit-
gliederversammlung fand Anfang November
statt. Wir dokumentieren Auszüge aus dem
am 2 0 . Oktober vorgelegten Bericht.

it dem Inkrafttreten des Zweiten Zivil-
dienstge setzänderungsgesetze s sind weit

reichende Folgen verbunden, die aktuell darzustel-
len sind . D arüb er hinaus hat die Auseinanderset-

zung um die Wehrpflicht die Arb eit de s Vorstande s
b esonders intensiv b e schäftigt. D aher nehmen die-
se beiden Komplexe auch im B ericht b esonders
breiten Raum ein . (. . . )

D as Zweite Zivildienstgesetzänderungs-
gesetz und die Folgen

Antrag auf Aussetzung der Wehrpflicht im
Bundestag gescheitert

Am 2 3 . Septemb er hat der D eutsche Bunde stag
auf Antrag der FDP-Fraktion (Bundestagsdrucksa-
che 1 5/ 1 3 5 7) die Frage der Wehrpflicht bereits au s-
führlich deb attiert und den FDP-Antrag auf Au sset-
zung der Wehrpflicht mit den Stimmen von SPD ,
CDU/C SU und Bündnis 9 0/Die Grünen abgelehnt.
Die Bündnisgrünen waren dab ei in einer b eson-
ders prekären Situation : Sie fordern seit Jahren die
Ab schaffung der Wehrpflicht, mu ssten sich wegen
der Einbindung in die Ko alition ab er mit ihren
Stimmen für deren B eib ehaltung aussprechen . Ei-
ne Reihe von bündnisgrünen Abgeordneten hat da-
zu eine persönliche Erklärung abgegeb en (. . . ) .

Zentralstelle KDV

Spätestens jetzt : keine Begründung
mehr für die Wehrpflicht
Auszüge aus dem Bericht des Vorstandes zur Mitgliederversammlung
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Einen Tag sp äter: Änderungen im Wehr-
pflicht- und Zivildienstgesetz beschlossen

Einen Tag sp äter vollzog der D eutsche Bundes-
tag dann ab er do ch die faktische Ab schaffung der
allgemeinen Wehrpflicht. An diesem Tage , dem 2 4 .
Septemb er wurde im Bundestag das »Zweite Zivil-
dienstgesetzänderungsge setz« b eschlo ssen, das am
2 . April 2 0 04 als Gesetz zur Änderung des Wehr-
pflicht- und Zivildienstgesetze s vom Verteidi-
gungs- und Jugendministerium auf den Ge setzge-
bungsweg gebracht worden war. Die Ministerien
hatten dab ei nicht nur − entsprechend der Empfeh-
lung der Kommission »Impulse für die Zivilgesell-
schaft« − die Angleichung der Zivildienstdauer an
die D auer de s Wehrdienste s aufgenommen, son-
dern auch auf die Entscheidung de s Verwaltungs-
gerichts Köln vom 2 3 . 1 2 . 2 0 0 3 re agiert und die b e-
stehenden administrativen Wehrdienstausnah-
men (Einb erufungsaltersgrenze , Nichteinberu-
fung Verheirateter und Väter, Nichteinb erufung
T3-Gemusteter) als ge setzliche Wehrdienstausnah-
men in das Wehrpflicht- und Zivildienstgesetz ein-
gegliedert.

Schon im April 2 0 0 3 hatte der Verteidigungsmi-
nister wegen der verstärkten Ausrichtung der Bun-
deswehr auf Au slandseinsätze angeordnet, dass
Wehrpflichtige mit dem Tauglichkeitsgrad 3 nicht
mehr zum Grundwehrdienst einb erufen werden
sollten, weil sie die für einen Auslandseinsatz nöti-
gen Anforderungen nicht erfüllen . Zwar wird die
Wehrpflicht mit der Notwendigkeit zur Bündnis-
und Lande sverteidigung gerechtfertigt und sind
Grundwehrdienstleistende für Au slandsverwen-
dungen nicht vorge sehen, denno ch werden sie
nach Kriterien ausgewählt, die für freiwillige und
länger dienende Soldaten gelten, die sich ausdrück-
lich zur Teilnahme an Auslandseinsätzen bereit er-
klärt hab en . Offensichtlich geht es schon au s die-
sem Grunde b ei der Wehrpflicht nicht um die Or-
ganisation der Bündnis- und Lande sverteidigung,
sondern um »Schnupperkurse« für potenzielle
Zeitsoldaten . Welchen Sinn hat e s sonst, dass alle (! )
Grundwehrdienstleistenden die Anforderungen
für Auslandseinsätze erfüllen mü ssen?

Ebenfalls im April 2 0 0 3 ordnete der Verteidi-
gungsminister an, dass alle Grundwehrdienstleis-
tenden jünger als 2 3 Jahre sein sollen und Ehemän-
ner, Leb ensp artner oder Väter keinen Grundwehr-
dienst mehr leisten mü ssen . Gleichzeitig leistete
das Verteidigungsministerium harten Widerstand
gegen die B emühungen der evangelischen und ka-
tholischen Kirche und einzelner Abgeordneter,
das Mindestalter für Soldaten auf 1 8 Jahre festzule-
gen, wie e s in der Kinderrechtskonvention der
Vereinten Nationen zum Schutz der so genannten
Kindersoldaten gefordert wird . Für die Bundes-
wehr kann man sich schon mit 1 6 verpflichten und
mit 1 7 den Dienst b eginnen . D ahinter steht, dass
Pub ertierende gern schon Männer sein wollen und
deshalb leichter für das Militär zu gewinnen sind .

F or u m
Pazi fi s mus

Wehrpflichtige werden deshalb auch schon mit
1 7 erfasst. Sie sollen für Auslandseinsätze taugli-
che , möglichst junge und familiär no ch nicht ge-
bundene Männer sein, b ei denen eine möglichst
große Wahrscheinlichkeit be steht, dass sie für den
Soldatenb eruf interessiert werden können .

Mit der Entscheidung des Verwaltungsgerichts
Köln vom 2 3 . 1 2 . 2 0 0 3 (und in der Hauptsacheent-
scheidung vom 2 1 . 4 . 2 0 04 , Az . 8 K 1 5 4/04 =F or u m

Pazi fi s mus 02 , 3 6 f.) , wonach die so genannten ad-
ministrativen Wehrdienstausnahmen, die ganze
Gruppen der Wehrpflicht unterliegender Männer
vom Grundwehrdienst freistellte , rechtswidrig
sind und damit dem Geb ot der Wehrgerechtigkeit
nicht mehr genügen, drohte die Reduzierung der
Wehrpflicht auf die Funktion der Personalgewin-
nung diese ganz zu kippen . D abei konnte sich das
Verteidigungsministerium mit den getroffenen
M aßnahmen auf einen breiten politischen Kon-
sens stützen . Als mit der B ekanntgabe der admini-
strativen Nichtheranziehungsregelungen schlagar-
tig rund 1 9 0 . 0 0 0 taugliche und verfügb are Männer
au s der Wehrpflicht entlassen wurden, gab es zwar
die Forderung der Wehrpflichtgegner, ganz auf die
Wehrpflicht zu verzichten . Von den B efürwortern
der Wehrpflicht b ei SPD , CDU und C SU war ab er
kaum ein kritische s Wort zu hören .

D as Bundesverteidigungsministerium hat zwei
gleich lautende Kölner Entscheidungen vor dem
Bunde sverwaltungsgericht angefo chten . Richtig
in die Offensive ging es ab er mit der Aufnahme der
administrativen Regelungen in das Wehrpflichtge-
setz . Die Federführung für den gesamten Ge setzge-
bungsvorgang lag b eim für den Zivildienst zu stän-
digen Jugendministerium und b eim Bundestags-
au sschuss für Familie , Senioren, Frauen und Ju-
gend . D er Verteidigungsausschuss b e schäftigte
sich ab er als mitb eratender Au sschuss außeror-
dentlich intensiv mit diesem Ge setz . Nach der ers-
ten Le sung am 1 7. 6 . 2 0 04 im Bundestag versuchte
die FDP, eine öffentliche Anhörung zu die sem Ge-
setz durchzusetzen . Sie b enötigte dafür die Unter-
stützung der Union, die ihr ab er nach einer Inter-
vention der CDU/C SU-Verteidigungspolitiker
nicht gewährt wurde . Offensichtlich wollten diese
eine intensive und öffentliche Diskussion der neu-
en ge setzlichen Regelungen vermeiden .

D er Bunde srat, schon zuvor mit dem nicht zu-
stimmungspflichtigen Ge setz b efasst, hatte Ein-
spruch erhob en und die sen mit der nicht gelö sten
Frage der Wehrgerechtigkeit und der fehlenden
Weitergab e der im Zivildienst einge sp arten Haus-
haltsmittel an die Bunde sländer begründet. Die
neuen Regelungen zur B efreiung vom Wehrdienst
waren nicht Gegenstand seiner Kritik. Nach der
zweiten und dritten Lesung im Bundestag rief der
Bunde srat sogar den Vermittlungsausschu ss an . 3 2
Vertreter von Bunde srat und Bunde stag konnten
sich aber nicht auf einen Vermittlungsvorschlag ei-
nigen . D eshalb erhielt der Bunde srat seinen Ein-
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spruch gegen das Ge setz am 2 4 . 9 . 2 0 04 aufrecht.
No ch am selb en Tage wie sen 3 0 5 Abgeordnete des
D eutschen Bundestage s den Einspruch zurück. Mit
der Verkündung am 2 9 . 9 . 2 0 04 im Bundesgesetz-
blatt ist das Ge setz am 1 . 1 0 . 2 0 04 in Kraft getreten .

Die Konsequenz: Faktische Aussetzung der
Wehrpflicht im Verteidigungsfall

Nach dem Wehrpflichtgesetz sind im Verteidi-
gungsfall alle tauglichen Männer vom 1 8 . Leb ens-
j ahr bis zum Ablauf de s Jahres , in dem sie 60 Jahre
werden, wehrpflichtig und können zum unb efris-
teten Wehrdienst herangezogen werden ( § 3 Ab s . 5
WPflG) . Die nun b eschlo ssene Neuregelung b e-
schränkt die Gruppe der Einb erufb aren zunächst
im Wesentlichen auf die unter 3 0-Jährigen, da Älte-
re die ge sundheitlichen Anforderungen, die nach
Wegfall der Tauglichkeitsgruppe 3 gelten, in aller
Regel nicht mehr erfüllen können ( § 8 a WPflG) .
Außerdem werden auf Antrag alle verheirateten
Wehrpflichtigen vom Wehrdienst befreit ( § 1 1
WPflG) − auch im Verteidigungsfall .

D a schon heute mehr als 1 6 Millionen Männer
verheiratet sind und alle unverheirateten Männer
sich mit dem Gang zum Standesamt »von der Lan-
de sverteidigung abmelden können« , ist der Zweck
de s Grundwehrdienstes , nämlich die Ausbildung
wehrpflichtiger Männer für einen eventuellen Ver-
teidigungsfall, vom Verteidigungsministerium und
den Verteidigungspolitikern praktisch aufgegeb en
worden .

Nach der breiten Diskussion der gesetzlichen
Neuregelungen im Bundestag und im Bundesrat
hab en sich die Verteidigungspolitiker aller Bun-
de stagsfraktionen diese s Aufgeb en der we sentli-
chen Funktion der Wehrpflicht zu eigen gemacht.
Die Oppo sition hat zwar gegen das Ge setz ge-
stimmt, ab er aus ganz anderen Gründen, wie in ih-
ren Reden und Stellungnahmen nachzule sen ist.

So ist eine große Ko alition für die faktische Au s-
setzung der allgemeinen Wehrpflicht im Verteidi-
gungsfall entstanden . Wer sich ab er im Kriegsfalle
de s Instrumente s der Wehrpflicht nicht mehr b e-
dienen will, kann in Friedenszeiten kaum no ch für
die B eib ehaltung der Wehrpflicht argumentieren .

Unser Rat: Wir empfehlen allen verheirateten
Wehr- und Zivildienstpflichtigen bis zum Alter von
60 Jahren, bei den Kreiswehrersatzämtern bzw.
b eim Bundesamt für den Zivildienst ihre B efreiung
vom Wehr- und Zivildienst unter B erufung auf § 1 1
WPflG bzw. § 1 0 ZD G zu b eantragen . Die B efreiung
gilt für Wehrübungen eb enso wie für die Einb eru-
fung im Verteidigungsfall . Alle nicht verheiraten
Wehr- und Zivildienstpflichtigen sollten eine Üb er-
prüfung ihrer Tauglichkeit b eantragen, weil die
Anhebung der Untauglichkeitsquote von 1 5 auf
rund 3 3 Prozent eine große Wahrscheinlichkeit für
eine Au splanung au s dem Kriegsführungskontin-
gent verspricht. Die se Regelungen gelten im Übri-
gen auch für alle ehemaligen Zeitsoldaten, die als

verheiratete Reservisten nach einem entsprechen-
den Antrag im Verteidigungsfall nicht mehr heran-
gezogen werden können ( § 1 1 WPflG) . Auch auf sie
wird nach den Vorgab en de s Bunde sministeriums
der Verteidigung und der be schlo ssenen Ge set-
ze sänderung in einem künftigen Verteidigungsfall
verzichtet.

Die Diskussion um die Wehrpflicht
muss neu geführt werden

Die bisherigen Argumente in der Diskussion um
die B eib ehaltung der Wehrpflicht bekommen mit
dem Inkrafttreten de s Zweiten Zivildienstge-
setzänderungsge setzes am 1 . 1 0 . 2 0 0 4 völlig neue
Gewichte : Wenn die Landesverteidigung nach den
Vorgaben de s Bunde sministeriums der Verteidi-
gung fast ausschließlich mit freiwilligen Soldaten
organisiert wird , sind Argumente , die für die B eib e-
haltung der Wehrpflicht sprechen, neu zu b ewer-
ten .

Wer sich an die Diskussionen in früheren Zeiten
erinnert, in denen die quasi »ange stammte« Pflicht
der Väter und Ehemänner zur Verteidigung von
Frau und Kindern, von Haus und Hof hervorgeho-
b en wurde , mu ss sich heute darüb er klar werden,
dass die mo derne Verteidigungs- bzw. Kriegspla-
nung aus dem Jahre 2 0 04 genau diese Ehemänner
und Väter von der Verteidigungspflicht b efreit und
nur no ch unverheiratete Männer dab ei haben will .
Alle »herkömmlichen« Argumente für die allgemei-
ne Wehrpflicht sind damit entfallen .

Vor neun Jahren hat der damalige Bunde spräsi-
dent Roman Herzog auf der 3 5 . Kommandeursta-
gung in München am 1 5 . Novemb er 1 9 9 5 den Ver-
teidigungspolitikern und Generalen/Admiralen
der Bundeswehr ins Stammbuch geschrieb en :

»Die Wehrpflicht ist ein so tiefer Eingriff in die
individuelle Freiheit des jungen Bürgers , dass ihn
der demokratische Rechtsstaat nur fordern darf,
wenn e s die äußere Sicherheit des Staates wirklich
gebietet. Sie ist also kein allgemeingültige s ewige s
Prinzip , sondern sie ist auch abhängig von der kon-
kreten Sicherheitslage . Ihre B eib ehaltung, Au sset-
zung oder Ab schaffung und eb enso die D auer de s
Grundwehrdienstes müssen sicherheitspolitisch
b egründet werden können . «

Wie wollen Verteidigungspolitiker und staatli-
che Institutionen es heute noch rechtfertigen,
wenn sie in das Leben junger Menschen eingreifen,
Ausbildungen verzögern o der Arb eitsplätze ge-
fährden, die Freizügigkeit einschränken, Au s-
landsaufenthalte nicht genehmigen und viele s an-
dere mehr, wenn sie gleichzeitig wissen, dass nach
dem Grundwehrdienst schon b ald die B efreiung
vom Wehrdienst folgt und die Einplanung für den
Verteidigungsfall mit großer Wahrscheinlichkeit
nicht erfolgen kann?

Wie will die Politik den Re steinb erufenen die
Frage der Gerechtigkeit erklären, wenn allgemein
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bekannt ist, dass nur no ch j eder zweite der taugli-
chen und verfügb aren Wehrpflichtigen einberu-
fen wird , die se Einb erufung zwar no ch zwangswei-
se erfolgt, der sp ätere Einsatz im Verteidigungsfall
ab er unter dem Freiwilligkeitsvorb ehalt des Einzel-
nen steht. Kann die militärische Ausbildung er-
zwungen werden, wenn der sp ätere Kriegseinsatz
im Verteidigungsfall freiwillig ist?

»D er Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung
auf« heißt es in Artikel 87 a Grundge setz . Zum Zwe-
cke der Verteidigung können nach Artikel 1 2 a
Grundgesetz »Männer . . . zum Dienst in den Streit-
kräften . . . verpflichtet werden . « D as Bundesverfas-
sungsgericht hat schon in seiner Entscheidung
vom 1 3 . 4 . 1 978 im ersten Leitsatz darauf hingewie-
sen, dass »die von der Verfassung geforderte mi-
litärische Lande sverteidigung . . . auf der Grundlage
der allgemeinen Wehrpflicht, ab er − sofern ihre
Funktionstätigkeit gewährleistet bleibt − verfas-
sungsrechtlich unb edenklich b eispielsweise auch
durch eine Freiwilligenarmee sicherge stellt wer-
den« kann . Diese Auffassung hat e s in der Entschei-
dung vom 2 0 . 2 . 2 0 0 2 wiederholt :

»Wie das Bunde sverfassungsgericht bereits in
seinem Urteil vom 1 3 . April 1 978 ausgeführt hat, ist
die dem Gesetzgeber eröffnete Wahl zwischen ei-
ner Wehrpflicht- und einer Freiwilligenarmee eine
grundlegende staatspolitische Entscheidung, die
auf wesentliche B ereiche de s staatlichen und ge-
sellschaftlichen Lebens einwirkt und b ei der der
Gesetzgeb er neb en verteidigungspolitischen Ge-
sichtspunkten, auch allgemeinpolitische , wirt-
schafts- und gesellschaftspolitische Gründe von
sehr verschiedenem Gewicht zu b ewerten und
gegeneinander abzuwägen hat (BVerfGE 4 8 , 1 2 7,
1 60 f.) . D arum obliegt e s nach der gewaltenteilen-
den Verfassungsordnung de s Grundgesetzes zu-
nächst dem Gesetzgeb er und den für das Verteidi-
gungswe sen zuständigen Organen des Bunde s , die-
j enigen M aßnahmen zu b eschließen, die zur Kon-
kretisierung de s Verfassungsgrundsatze s der mi-
litärischen Lande sverteidigung erforderlich sind .
Welche Regelungen und Anordnungen notwendig
erscheinen, um gemäß der Verfassung und im Rah-
men be stehender Bündnisverpflichtungen eine
funktionstüchtige Verteidigung zu gewährleisten,
hab en die se Organe nach weitgehend politischen
Erwägungen in eigener Verantwortung zu ent-
scheiden . «

D a das Bunde sministerium der Verteidigung
nun davon ausgeht, dass die Lande sverteidigung,
sofern sie im originären Sinne üb erhaupt no ch zu
planen ist, mit Freiwilligen funktionstüchtig orga-
nisiert werden kann, stellt sich die Frage , ob Einb e-
rufungen zum Grundwehrdienst ohne eine Funkti-
on b ei der sp äteren Lande sverteidigung üb erhaupt
noch zulässig und von der Verfassung gedeckt sind .

Wie üb erholt manche Vorschriften des Wehr-
rechts seit dem 1 . 1 0 . 2 0 04 sind , zeigt z . B . ein Blick
ins Wehrstrafgesetz . D ort ist in § 1 7 (»Selb stver-

stümmelung«) geregelt, dass derj enige , der »sich
o der einen anderen Soldaten mit de ssen Einwilli-
gung durch Verstümmelung o der auf andere Weise
zum Wehrdienst untauglich macht o der machen
lässt, . . . mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren b e-
straft« wird . Heute führt der Weg zum Stande samt
zur B efreiung vom Kriegswehrdienst und ist zu-
dem no ch straffrei .

Die Bedeutung der Wehrpflicht reduziert
sich auf Nachwuchsgewinnung und Stand-
orte-Erhaltung

Worum geht e s den Verteidigungspolitikern
und dem Verteidigungsministerium, wenn sie
auch heute noch so vehement für die B eib ehaltung
der Wehrpflicht argumentieren?

Ein wichtiger Punkt dürfte die Nachwuchsge-
winnung sein .

Immer wieder wird b ehauptet, die Bunde swehr
hab e ohne Wehrpflicht nicht genügend Nach-
wuchs und das intellektuelle Niveau in der Truppe
würde erheblich sinken . Die Wehrpflichtarmee sei
»die intelligentere Armee« , heißt e s . Ist der Umkehr-
schluss zulässig, dass freiwillige Soldatinnen und
Soldaten zu den dümmeren Menschen gehören?

»E s ist an der Zeit, die durch nichts b egründeten,
ab er offenb ar nicht auszurottenden Vorurteile ge-
genüb er den durch die Freiwilligenannahme stel-
len einge stellten Zeitsoldaten endgültig aufzuge-
b en« , heißt e s seit Jahren in internen Papieren der
Bunde swehr (so zum B eispiel der B e auftragte für
Personalgewinnung und Ausbildungszusammen-
arb eit mit der Wirtschaft in einem Vortrag im Au-
gust 2 0 0 1 ) . Zeitsoldaten, die gleich als Freiwillige
und nicht üb er die Wehrpflicht zur Bunde swehr
kommen, sind in Lehrgängen erfolgreicher, wer-
den früher b efördert und eher bei der Auswahl als
sp ätere B erufssoldaten o der Fachoffiziere b erück-
sichtigt.

Die Bundeswehr geht davon aus , dass vom
männlichen Geburtsj ahrgang rund 1 2 0 . 0 0 0 bis
1 5 0 . 0 0 0 als potenzielle B ewerb er ange spro chen

werden können, von denen sich rund 5 0 . 0 0 0 dann
tatsächlich b ewerben . Allerdings sind derzeit die
Prüfkap azitäten in den Zentren für Personalgewin-
nung durch das Verteidigungsministerium künst-
lich b egrenzt. Nur etwa zwei Drittel der geeigneten
B ewerb er (ohne Rechtsradikale etc .) können zur-
zeit tatsächlich zu einer Eignungsfe ststellung ein-
geladen werden . Wer vor diesem Hintergrund b e-
hauptet, die Bunde swehr finde ohne Wehrpflicht
keinen geeigneten Nachwuchs , verschließt die Au-
gen vor der Re alität.

Ein andere s gewichtiges Argument, das aber nie
genannt wird , dürfte die Erhaltung einer Reihe von
Standorten sein . Durch die Einb erufung von Wehr-
pflichtigen hat die Bunde swehr rund 3 0 . 0 0 0 Solda-
ten mehr als bei reinen Freiwilligenstreitkräften
nötig wären . B ei Standorten mit einer durch-
schnittlichen Größe von 1 . 0 0 0 Soldaten kann der
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Verteidigungsminister b ei rund 3 0 Standorten auf
deren Schließung, die er nach den selb st fe stgeleg-
ten Kriterien eigentlich im Novemb er verkünden
müsste , verzichten . Ein Grund für die B eib ehaltung
der Wehrpflicht ist das allerdings nicht − minde-
stens darf es das nicht sein .

Freiwilligenarmee − Staat im Staate?
E s ist schon fast müßig, die weiteren Argumente ,

um die in der Auseinandersetzung üb er die Wehr-
pflicht ge stritten wird , aufzulisten .

Wehrpflichtige , die im Kriegsfall nur auf freiwil-
liger B asis in den Streitkräften Dienst tun werden,
spielen während des Grundwehrdienste s nur am
Rande eine Rolle . 3 0 . 0 0 0 Grundwehrdienstleisten-
de machen im Verhältnis zu 2 2 0 . 0 0 0 Zeit- und B e-
rufssoldatinnen und -soldaten einen Anteil vom 1 2
Prozent aus . Könnten die se faktischen Kurzzeit-
praktikanten am Rande de s Geschehens ernsthaft
Einflu ss nehmen gegen eine b efürchtete undemo-
kratische Entwicklung in den Streitkräften? Genau-
so könnte man die Frage stellen, ob Volontäre b ei
den Zeitungen die Pre ssefreiheit in D eutschland
garantieren o der Auszubildende und Praktikanten
in der Rüstungsindustrie illegale Rü stungsexporte
verhindern könnten . Ihr Anteil in den j eweiligen
Branchen dürfte dem der Grundwehrdienstlei-
stenden b ei der Bundeswehr entsprechen . (. . . )

Wer eine politische I solation de s Militärs verhin-
dern will, muss die Innere Führung, die politische
Bildung und den Wehrbeauftragten des D eutschen
Bundestage s stärken sowie vor allem die Personal-
auswahl nach klaren Kriterien organisieren und
für möglichst große Transp arenz sorgen, die eine
Kontrolle durch Pre sse und Öffentlichkeit möglich
macht.

Wehrpflicht verzögert Ausbildung und zer-
stört berufliche Chancen

Die Anfragen, die die Zentralstelle KDV errei-
chen, spiegeln eines mit großem Ab stand zu allen
anderen Problembereichen wider: Die Wehr-
pflicht zerstört B erufschancen, macht au s sicheren
Arbeitsplätze unsichere , b e- und verhindert den
Übergang von Zeit- in unb efristete Arb eitsverträ-
gen und erschwert den Einstieg in die Selb ststän-
digkeit. Wer solche Schwierigkeiten vorträgt, läuft
b ei der Wehrverwaltung oft ins Leere . In den Ab-
lehnungsb e scheiden erklären die Leb enszeitb eam-
ten der Wehrverwaltung und de s Bunde samtes für
den Zivildienst dann, dass Arbeitslo sigkeit zu den
üblichen Härtegründen in dieser Gesellschaft
gehöre , die alle Wehrpflichtigen gleichermaßen
treffen würde . Eine b esondere Härte , die zur
Zurückstellung führen würde , könnte darau s nicht
abgeleitet werden . »D er Dienst bringt stets eine ge-
wisse Härte mit sich . Die sen Nachteil müssen alle
Dienstpflichtigen in vergleichb arer Situ ation auf
sich nehmen . « Solche S ätze werden von Menschen
ge schrieben, die sich um ihren Arbeitsplatz − unab-

hängig davon, ob sie dort real etwas zu tun hab en
o der nicht − keine Sorgen machen müssen . Wer an-
führt, dass ihm ein D auerarb eitsplatz in Aussicht
ge stellt wurde , dem wird mit der Rechtssprechung
de s Bunde sverwaltungsgerichts ge antwortet :
»Künftige ungewisse Ereignisse können für die Ent-
scheidung, ob eine b e sondere Härte vorliegt, nicht
b erücksichtigt werden (BVerwGE 1 8 , S . 62/6 3 ) . «
Arb eitsplätze werden damit zu »künftigen unge-
wissen Ereignissen« .

Allgemein b eklagt wird das hohe B erufsein-
stiegsalter. Um dem zu b egegnen und deutsche Ju-
gendliche international wieder konkurrenzfähig
zu machen, werden Schul- und Universitätszeiten
verkürzt. D as kann ab er den Nachteil, der durch
den wehr- o der zivildienstdienstbedingten Zeitver-
lust von einem Jahr entsteht, nicht ausgleichen . Zu-
dem ist fraglich , ob Verkürzungen üb er die sicher
sinnvolle Optimierung von schulischen und Uni-
versitätsau sbildungen hinaus der richtige Weg
sind . D eutschland wird als Bildungs- und Wissen-
schaftsstandort kaum davon profitieren, wenn
wertvolle Au sbildungszeit weiterhin durch Wehr-
pflichterfüllung verschwendet wird .

Die Zivildienstfrage ist längst gelöst
D as Ende de s Zivildienste s b ei Wegfall der Wehr-

pflicht muss nicht mehr schrecken (so auch ein Ar-
b eitsp apier der Kommission »Europ äische Sicher-
heit und Zukunft der Bundeswehr« am Institut für
Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der
Universität Hamburg, abgedruckt in : D emokratie ,
Sicherheit, Frieden; B and 1 70 , Nomo s-Verlag B a-
den-B aden, 2 0 04) . Längst sind viele Varianten de s
Ausstiegs aus dem Zivildienst erörtert und durch-
dacht. Nicht zuletzt die von Jugendministerin
Renate Schmidt eingesetzte Kommission »Impulse
für die Zivilgesellschaft« , die ihren B ericht im Janu-
ar 2 0 04 vorlegte , hat zahlreiche Hinweise für die
Entwicklung eines generationsüb ergreifenden
bürgerschaftlichen Engagements gegeb en . Unb e-
stritten ist, dass der Zivildienst durch einen Mix aus
neuen tariflich b ezahlten Arb eitskräften, Mini-Job-
b ern, Freiwilligendienstlern und − seltener − Eh-
renamtlichen ersetzt wird .

D ass e s praktisch geht, zeigt schon die Entwick-
lung in den letzten Jahren . Vor vier Jahren waren
knapp 14 0 . 0 0 0 Zivildienstleistende im Dienst, heu-
te sind es 70 . 0 0 0 . 70 . 0 0 0 Mal ist es also gelungen,
Arb eiten, die bisher Zivildienstleistende erledigt
haben, durch andere tun zu lassen .

Nur ein p aar B eispiele , die das belegen :
− In der Altenhilfe in Hannover wurden und

werden Zivildienstplätze in Ausbildungsplätze für
Altenpflegerinnen und Altenpfleger umgewan-
delt.

− In Bremen wird die B egleitung b ehinderter
Kinder in Regelkindergärten und Regelschulen
durch Mitarb eiterinnen und Mitarb eiter im Frei-
willigen Sozialen Jahr erledigt.
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− Bundesweit werden die Aufgaben im Mobilen
Sozialen Hilfsdienst, die üb erwiegend durch Leis-
tungen der Pflegeversicherung finanziert werden,
nun durch Vollzeit- und Teilzeitkräfte erledigt.

− »E ssen auf Rädern« − früher ein klassischer Zi-
vildienstb ereich − wird längst durch private B etrie-
be angeb oten, meist mit Hilfe von Mini-Jobb ern .

− Und manche Kirchengemeinde , die mit dem
Zivi die Nachb arschaftshilfe weitgehend üb erflüs-
sig gemacht hatte , be sinnt sich j etzt wieder darauf,
dass das ehrenamtliche Miteinander und das ge-
genseitige »sich kümmern« einen eigenen Wert hat,
der durch »Profi-Hilfe« nicht ersetzt werden sollte .

D er Zivildienst kann mit der Wehrpflicht weg-
fallen, einzelne soziale Dienstleistungen müssen
dazu anders organisiert werden . E s wird aber we-
der eine Reduzierung no ch eine Verteuerung de s
Angeb otes geb en .

Kritisch diskutiert werden zu Recht die M aß-
nahmen, die mit dem B egriff Hartz IV verbunden
sind . Ein Teil die ser Maßnahmen wird im sozialen
B ereich umgesetzt. D ass dab ei auch an B ereiche ge-
dacht wird , in denen in der Vergangenheit Zivil-
dienstleistende tätig waren, liegt auf der Hand . Zi-
vildienstplätze sind eb en so strukturiert, dass ein-
schlägige Vorbildungen nicht nötig sind und j eder
das , was er tun soll, innerhalb zweier Monate ler-
nen kann . D as Bild , das in der Öffentlichkeit gerne
vom Zivildienst als anspruchsvoller Tätigkeit ge-
zeichnet wird , stimmt nur no ch für eine Minder-
heit der Plätze . Mit der neunmonatigen Dienstzeit
ist der Durchschnittszivi längst auf eine reine Hilfs-
kraft zurecht ge stutzt, die einfache Tätigkeiten oh-
ne allzu große Reibungsverluste ausführen soll .
Viele Einrichtungen werden j etzt natürlich rech-
nen, ob sie weiterhin rund 7. 0 0 0 Euro pro Jahr für
einen Zivildienstplatz ausgeben o der lieb er mit
dem »neuen Marktsegment« eine deutlich günstige-
re Arbeitskraft einkaufen . Sp ätestens seit Hartz IV
konkrete Formen annimmt, ist das Gej ammer um
die fehlenden Zivis völlig verstummt. (. . . )

Aus der Arbeit der Zentralstelle KDV

Änderungen im Wehrpflicht- und Zivil-
dienstgesetz erreicht

D er Vo rstand und die Geschäftsstelle hab en im
letzten halb en Jahr in intensiven Ge sprächen mit
den Abgeordneten von SPD und Grünen dazu b ei-
getragen, dass im Zweiten Zivildienstgesetzände-
rungsgesetz auf Antrag der Regierungsfraktionen
Änderungen vorgenommen wurden, die die Rest-
Wehr- und Zivildienstpflicht für die B etroffenen er-
träglicher macht.

Geregelt ist, dass die Zurückstellung für ein Stu-
dium ab dem ersten Tag des dritten Semesters er-
folgt. Außerdem wurde die Dritte-B ruder-Rege-
lung in eine Dritte-Ge schwister-Regelung umge-
wandelt, nach der auch das von Schwestern gelei-
stete Freiwillige Jahr angerechnet werden mu ss .

(. . . ) Nahezu unstrittig zwischen allen Bundes-
tagsfraktionen und Bundesländern war, dass die Zi-
vildienstdauerder D auer des Grundwehrdienste s
angep asst werden sollte . D amit ist eine Forderung
der Zentralstelle KDV, die wir seit B estehen des Zi-
vildienste s immer wieder erhoben hab en, endlich
erfüllt worden . (. . . )

Einb erufungsgerechtigkeit no ch nicht herge-
stellt: Grob unfair regelt das Jugendministerium
zurzeit die Einb erufungen zum Zivildienst. Wäh-
rend im Haushaltsj ahr 2 0 04 »nur« 78 . 3 4 3 Wehr-
pflichtige zum Grundwehrdienst und freiwillig
verlängerten Wehrdienst einb erufen wurden, sind
zum Zivildienst mehr als 9 1 . 4 0 8 Dienstpflichtige
herangezogen worden . Hinzu kommen no ch rund
3 . 5 0 0 Zivildienstpflichtige , die in die sem Zeitraum
ein Freiwillige s Jahr angetreten hab en, das nach
§ 1 4 c ZD G vom Bundesamt für den Zivildienst b e-
zu schusst wird . Mit diesen Zahlen deutet einige s
darauf hin, dass das Ministerium die Ko alitions-
vereinb arung üb er die Gleichb ehandlung von
Wehr- und Zivildienstleistenden möglicherweise
einseitig aufgekündigt hat. Bündnis 9 0/Die Grü-
nen sind hier gehalten, bei der SPD die Einhaltung
des Ko alitionsvertrages einzufordern .

Im Haushaltsj ahr 2 0 0 5 be ab sichtigt die Bundes-
wehr 66 . 70 0 Einberufungen, das Bunde samt kün-
digt den Zivildiensteinrichtungen und Wohlfahrts-
verb änden an, dass im Jahre sdurchschnitt 79 . 0 0 0
Plätze b esetzt sein sollen, was rund 1 0 5 . 0 0 0 Einb e-
rufungen ermöglicht. D amit geht die Schere no ch
weiter auseinander und die Einb erufungsunge-
rechtigkeit wird no ch größer.

Um die sen Üb erschuss an Einb erufungen im
Hau shaltsj ahr 2 0 0 5 auch tatsächlich zu erreichen,
hat das Bundesamt j etzt angefangen, Dienstpflich-
tige wieder zwangsweise , also ohne das Vorliegen
einer so genannten Einverständniserklärung ein-
zub erufen . D abei kommt es offensichtlich nicht
auf die Anzahl der Einberufungen an − nach Anga-
b en des Bundesb eauftragten für den Zivildienst
sollen es unter 2 0 0 sein − sondern auf die Wirkung .
D er Vorgang soll möglichst weit unter den Dienst-
pflichtigen verbreitet werden, um diese dazu zu
bringen, im vorauseilenden Gehorsam ihre Einb e-
rufung zum Zivildienst selb st zu veranlassen . (. . . )

Wir hab en wenig gegen die Leistung des Zivil-
dienstes und nichts gegen Engagement im sozialen
o der ökologischen B ereich − wenn und solange das
freiwillig p assiert. Wenn die Einb erufungsplanzah-
len der Bundeswehr im Zivildienst erreicht sind ,
darf e s darüb er hinau s keine Zwangseinberufun-
gen geb en . Wir werden nicht aufhören, eine faire
B ehandlung der Kriegsdienstverweigerer einzu-
fordern . D eshalb hab en wir öffentlich protestiert
und direkt mit Ministerin Renate Schmidt darüb er
gespro chen (nach Erstellung dieses B erichts) . Auf
der Mitgliederversammlung werden wir darüb er
b erichten .
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